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 30.09.2025/AK 

GR 06/2025 

 

Niederschrift 
der SITZUNG des GEMEINDERATES am Donnerstag, 18.09.2025, 

um 20.00 Uhr im Sitzungszimmer, Gemeinde Radfeld 

 

Anwesend:  

Bürgermeister Mag. Josef Auer, Vize-Bgm. Andreas Klingler, MSc, GV Philipp Graber, GVin Renate Maurer, 

GV Anton Wiener, GR Josef Auer jun., GR Christian Gasteiger, GR Mag. Johannes Gasteiger, GR Sebastian 

Haberl, GRin Judith Hillebrand, GR Friedrich Huber, GRin Maria Mayr, GR Hans Peter Ostermann, GR Simon 

Schneider, EGRin Claudia Weinberger, EGRin Johanna Lutterotti (für Pkt. 14)  

 

 

Nicht anwesend und entschuldigt: 

GRin Astrid Gerstl 

 

Schriftführer: DI Alexander Kaiser 

 

Der Bürgermeister stellt den Antrag die Punkte 15 und 16 unter Ausschluss der Öffentlichkeit zu 

behandeln. 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass die og. Punkte unter Ausschluss der Öffentlichkeit 

behandelt werden. 

T a g e s o r d n u n g : 
 

1. Bericht des Bürgermeisters 
2. Ansuchen Grasausläuter 
3. Ansuchen des SV Radfeld bzgl. Subvention Busausflug 
4. Ansuchen Kultur-, Jugend- und Faschingsverein 
5. Neue Regelung mit Sozialzentrum Münster (SZM) betreffend Auswärtigenzuschlag 
6. Weitere Vorgangsweise der Gemeinde Radfeld betreffend "Wasserverband Hochwasserschutz 

Unteres Unterinntal" 
7. Grundsatzbeschluss bzgl. Beitritt zum Abfallbeseitigungsverband Mittleres Unterinntal (AMU) 
8. ASFINAG Errichtung einer Wildquerungshilfe 
9. Ansuchen der ÖBB Infrastruktur AG Vorübergehende Grundinanspruchnahme 
10. Beauftragung Bebauungsregeln für die Gemeinde 
11. Verlassenschaft Gst. 510 EZ 511; Dorfstraße 53a 
12. Zukünftige Verwendung der Telefonzelle 
13. Beschlussfassung betreffend Leerstandsabgabe 
14. Erschließungsstraße Ringschluss Gst. 2086/12 
15. Personalangelegenheiten 
16. Mietzins- und Annuitätenbeihilfeansuchen 
17. Anträge, Anfragen, Allfälliges 
 

Die Sitzung war öffentlich.  
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Verlauf der Sitzung:  

 

1. Bericht des Bürgermeisters 

Der Bürgermeister informiert:  

Krankenhaus Kufstein:  

Es liegt ein Schreiben von Bürgermeister Puecher vor, in dem er in seiner Funktion im 

Bezirkskrankenhausverband die Evaluierung der Zusammenlegung mit dem Krankenhaus St Johann 

befürwortet. Laut Medienberichten gibt es bezüglich dieses Themas scheinbar eine klare Absage. 

 

Budget:  

Wie auch in allen Medien mehrmals kund getan ist der Staat, das Land und auch die Gemeinden zum 

Sparen angehalten. Dies ist natürlich auch für die Gemeinde Radfeld ein Thema. Die Gemeinde Radfeld 

wird aber auch zukünftig ihre Vereine und Unternehmungen für das Dorf nach den vorhandenen 

Möglichkeiten fördern. Alles wird nicht mehr möglich sein! 

 

Drogen in der Mittelschule: 

Es liegt ein Schreiben der Direktorin der Mittelschule Rattenberg vor, in dem informiert wird, dass es leider 

im Umfeld der Schule zu erhöhtem Drogenmissbrauch kommt. Mit diesem Thema setzt man sich sehr 

intensiv auseinander. Zum Beispiel gibt es Informationen, auf welches Verhalten Eltern präventiv achten 

sollen, um ein Abrutschen ihrer Kinder in diese Szene zu erkennen und möglichst zu verhindern. Leider ist 

die heutige Jugend mehr mit dem Thema konfrontiert als es früher der Fall war. 

 

2. Ansuchen Grasausläuter 

Die Gruppe „Grasausläuter“ sucht um Zuschuss zu deren Einnahmen aus der Sammlung vom 01.05.2025 

in Radfeld und Rattenberg an. Die Gelder werden vornehmlich für gemeinnützige Zwecke verwendet 

(Essen auf Rädern, Erneuerung des Ostergrabes). Außerdem berichtet der Bürgermeister, dass die 

Grasausläuter für die bereits abgeschlossene Sanierung der Auflegerkapelle einen Beitrag von € 5.000,00 

leisten werden. In den letzten Jahren wurde der Zuschuss immer in der Höhe des Sammlungserfolges 

(heuer € 3.044,97) festgesetzt. 

 

Der Bürgermeister schlägt vor, die Subvention in Höhe von € 3.044,97 zu genehmigen. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters einstimmig zu. 

 

3. Ansuchen des SV Radfeld bzgl. Subvention Busausflug 

Der SV Radfeld (Team U10; U11; U13) sucht um Subvention der Buskosten für den Ausflug nach Innsbruck 

ins Tivoli zu einem „WSG-Bundesligaspiel“ am 25.10.2025 an. Bei diesem Spiel dürfen die Kinder des SV 

Radfeld als besondere Ehre als Einlaufkinder und Ballkinder mitwirken. 

 

Der Vize-Bürgermeister schlägt vor, die Subvention zu genehmigen. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Vize-Bürgermeisters einstimmig zu. 

 

4. Ansuchen Kultur-, Jugend- und Faschingsverein 

GR Simon Schneider berichtet, dass der Ausschuss für Bildung, Familie und Kultur sich mit dem 

Subventionsansuchen des Kultur-, Jugend- und Faschingsvereins, wie in der Gemeinderatsitzung vom 

03.07.2025 beschlossen wurde, beschäftigt hat. Des Weiteren erläutert er die Anliegen des Vereins, sowie 

die Forderungen seitens der Vertreter der Feuerwehr und der Ausschüsse.  
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Infolgedessen stellt GR Simon Schneider im Auftrag der Ausschüsse den Antrag, dem Kultur-, Jugend- und 

Faschingsverein eine Subvention in Höhe von € 1.500, - pro Jahr, für die Jahre 2024, 2025 und 2026 unter 

der Einhaltung folgender Rahmenbedingungen auszubezahlen: 

 

• Die Straßen, welche im Zuge des Umzuges genutzt werden, müssen für Einsatzfahrzeuge aller Art 

frei bleiben.  

• Die Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr helfen künftig nicht mehr bei den Aufräum- und 

Reinigungsarbeiten vor, während oder nach der Veranstaltung mit. 

• Ein Toilettenwagen muss aufgestellt werden. 

• Eine ordentliche Beschilderung zu den Sanitäranlagen wird angebracht. 

• Ein Ausschank, geleitet von einem Radfelder Verein, wird organisiert. 

• Der Verein, der den Ausschank leitet, trägt zur Reinigung bei. 

• Der Kultur-, Jugend- und Faschingsverein stellt jährlich einen Subventionsantrag. 

 

GR Simon Schneider stellt den Antrag, die Subvention für den oben genannten Zeitrahmen zu bewilligen. 

Der Bürgermeister befürwortet den Antrag von GR Simon Schneider und lässt den Gemeinderat darüber 

abstimmen. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters einstimmig zu. 

 

5. Neue Regelung mit Sozialzentrum Münster (SZM) betreffend Auswärtigenzuschlag 

Der Amtsleiter informiert:   

Frau Mag. Hannelore Röck (Leiterin Pflegemanagement Humanocare) hat die Gemeinde Radfeld in 

Kenntnis gesetzt, dass die Gemeinde Kramsach den Investitionskostenanteil von letztens € 500 auf € 800 

netto aus wirtschaftlichen Gründen erhöht hat.  

Daraus ergibt sich ein merklicher Mehraufwand für alle Personen, die aus Platzgründen (das SZM Münster 

ist zurzeit voll belegt) vorerst in Kramsach in Pflege sind. 

Um hier dem willkürlichen Aussuchen von Pflegeheimen im Auftrag der Angehörigen entgegenzuwirken, 

soll folgender Prozess eingehalten werden: Sämtliche Vergaben von Pflegeplätzen gehen nur über das 

Pflegemanagement Humanocare. Sollte ein Angehöriger einer pflegebedürftigen Person eigenmächtig 

einen Pflegeplatz in Kramsach (oder anderswo) beantragen, so ist die Gemeinde Radfeld nicht 

automatisch verpflichtet, den Investitionskostenanteil zu übernehmen. Dieser ist dann im Individualfall 

bis auf weiteres vom Antragsteller selbst zu tragen. Somit wird das Pflegeheim Kramsach die Gemeinde 

Radfeld immer vorab informieren, wenn eine Person aus Radfeld aufgenommen werden soll. Die 

Entscheidung über die Kostenübernahme liegt dann beim Bürgermeister oder Stellvertreter. 

 

Der Bürgermeister schlägt vor, den Vorschlag des Amtsleiters zu unterstützen. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters einstimmig zu. 

 

6. Weitere Vorgangsweise der Gemeinde Radfeld betreffend "Wasserverband Hochwasserschutz 

Unteres Unterinntal" (WV HWS UUI) 

Der Bürgermeister informiert:  

Wie vom „WV HWS Unteres Unterinntal“ mitgeteilt, ist das Verfahren zur Umsetzung des Projekts 

zweigeteilt. Mit dem ersten Schritt wurde nunmehr beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, 

Umwelt und Wasserwirtschaft die sogenannte Grundsatzgenehmigung für das Projekt als Ganzes 

beantragt.  

Wird die Grundsatzgenehmigung erteilt, folgt die Beantragung der endgültigen Genehmigung kleinerer 

Projektteile im Rahmen eines Detailgenehmigungsverfahrens 
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Im Rahmen des jetzt eingeleiteten Grundsatzgenehmigungsverfahrens prüft der Bundesminister, ob das 

Projekt grundsätzlich zulässig ist. Dadurch wird noch keine Genehmigung zur Ausführung der einzelnen 

Projektabschnitte erteilt. In einer Grundsatzgenehmigung sind Art und Maß der Wasserbenutzung 

festzulegen. Darüber hinaus ist abzusprechen, welche Fragen der Detailgenehmigung 2 vorbehalten 

bleiben und ob zur Verwirklichung des Vorhabens grundsätzlich die Einräumung von Zwangsrechten – z.B. 

Enteignungen – zulässig ist. Parteien des Grundsatzgenehmigungsverfahrens sind insbesondere der 

Wasserverband, die betroffenen Grundeigentümer, deren Rechte durch die Grundsatzgenehmigung 

berührt werden, und die Gemeinden. Daneben können sich auch verschiedene Umweltorganisationen 

und Personen, die dingliche Rechte – z.B. Dienstbarkeiten – an betroffenen Grundstücken haben, am 

Verfahren beteiligen. 

In diesem Verfahren leiten sich nun für alle Parteien und so auch für die Gemeinde folgende zwei 

Möglichkeiten ab:  

 

a) Aktive Einsichtnahme in alle eingereichten Unterlagen und Wahrnehmung unseres Rechtes der 

Äußerung bzw. des Einbringens eines Einwandes zu diesen Unterlagen und resultierender 

Ergebnisse. Dies beinhaltet auch die Einsichtnahme in neue Sachverständigen Darstellungen und 

auch hier das Einbringen von Einwänden.  

 

b) Am Ende des Verfahrens ergeht ein Bescheid, der die Grundsatzgenehmigung für das Projekt 

erteilt oder versagt. In jedem Fall hat die Gemeinde Radfeld dann 4 Wochen Zeit, um gegen den 

Bescheid oder Teile daraus Einspruch zu erheben, sofern er/sie nicht dem Wohl der Gemeinde 

dient bzw. die Bedenken der Gemeinde Radfeld bezüglich des Projektes als Ganzes nicht 

ausräumt. 

 

Der Bürgermeister schlägt vor, sowohl die aktive Einsichtnahme mit den verbundenen Aktivitäten  

(Punkt a), wie auch die Beeinspruchung unter den in b) genannten Kriterien durchzuführen. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters einstimmig zu (beide Punkte wurden 

einzeln abgestimmt). 

 

7. Grundsatzbeschluss bzgl. Beitritt zum Abfallbeseitigungsverband Mittleres Unterinntal (AMU) 

Der Bürgermeister informiert: 

Der AMU hat in seiner Sitzung vom 26.08.2025 die Aufnahme der Gemeinde Radfeld unter folgenden 

Kriterien beschlossen: 

 

a) Die Gemeinde Radfeld wird in den Verband aufgenommen, sofern ein Neubau des Recyclinghofes 

in Kramsach umgesetzt wird, und sich die Gemeinde Radfeld mit ihrem Einwohneranteil von ca. 

23% an den Investitionskosten der Altanlage in Höhe von € 596.130,79 beteiligt sowie die 

weiteren Kosten für den Neubau gemäß einer neuen Satzung anteilig nach Einwohnerzahl 

übernimmt. 

 

b) Die endgültige Aufnahme erfolgt auf Grundlage der neu zu erarbeitenden Satzung, die nach einem 

positiven Beschluss der Gemeinde Radfeld erstellt wird.   

 

c) In der neuen Satzung werden die Jahresbeiträge sowie die Leistungen aller Mitgliedsgemeinden 

neu geregelt. 

 

Der Bürgermeister schlägt vor, dem Abfallbeseitigungsverband Mittleres Unterinntal beizutreten. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters mit 11 zu 4 Stimmen zu. 
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8. ASFINAG Errichtung einer Wildquerungshilfe 

Der Amtsleiter informiert: 

In der Gemeinderatssitzung GR 02/2024 wurde einem Flächentausch für die Errichtung einer 

Wildquerungshilfe an der A12 Inntal Autobahn im Bereich Maukenbach bereits grundsätzlich zugestimmt. 

Nun liegt der finale Vertrag zur Unterzeichnung vor. Sofern die ASFINAG den für die Gemeinde relevanten 

Punkt: „Der Baustellenverkehr ist über die Zufahrt Inntalautobahn abzuwickeln“ in den Vertrag aufnimmt, 

ist der finale Vertrag mit dem in der Gemeinderatssitzung GR 02/2024 beschlossenen Fassung stimmig. 

 

In der Gemeinderatssitzung GR 03/2024 wurde der Errichtung eines Dienstbarkeitsvertrages 

(Servitutsvertrag) zur Ausgleichsbegrünung auf dem Grundstück Nr. 1879/1 zwischen der ASFINAG und 

der Gemeinde grundsätzlich zugestimmt. Nach einer Besprechung mit der Vertretung der ASFINAG, dem 

Bürgermeister und der Amtsleitung wurden die fehlenden Punkte im Vertragsentwurf genau thematisiert. 

Sofern diese in das Vertragswerk aufgenommen werden, steht auch hier einer Unterschrift nichts im 

Wege. 

 

Der Bürgermeister schlägt vor, über die Vertragsunterzeichnung abzustimmen, sobald die finalen 

Verträge und auch ein bindendes Angebot für die finanzielle Abgeltung seitens der ASFINAG vorliegen. 

Weiters soll auch geprüft werden, wie der „dorfeigene“ Verkehr (Zufahrt zu den Feldern) in der Bauphase 

geregelt werden kann. 

 

Der Bürgermeister lässt über den Vorschlag dieser Vorgehensweise abstimmen. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters einstimmig zu.  

 

9. Ansuchen der ÖBB Infrastruktur AG Vorübergehende Grundinanspruchnahme 

Der Amtsleiter informiert: 

Die ÖBB-Infrastruktur AG, Geschäftsbereich Projekte Neu- und Ausbau, Projektleitung Tirol/Vorarlberg 1 

beantragt die Zufahrt zur Errichtung/Erhaltung/Rückbau eines Grundwasserpegels auf dem ÖBB Gst. 1860 

sowie die Errichtung einer Baustelleneinrichtungsfläche von ca. 40m2 auf dem Gst. 1857. Weiters 

beantragt die ÖBB- Infrastruktur AG die Zustimmung das Gst. 1857 als Zufahrt mit erhöhter Tonnage 

befahren zu dürfen (gilt auch für die von der ÖBB beauftragen Unternehmen). 

Die Zustimmung soll ab Unterzeichnung der im Gemeindeamt vorliegenden Vereinbarung für 10 Jahre 

gelten mit der Option einer ÖBB-seitigen Verlängerung auf 20 Jahre (inkl. Ordentlichem 

Kündigungsverzicht). Sämtliche Schäden am Gst. 1857 sind von der ÖBB zu beheben oder ortsüblich 

abzugelten. Die Befahrung und Nutzung des Gst. 1857 ist für den genannten Zeitraum unentgeltlich. 

 

Der Bürgermeister schlägt vor, die Vereinbarung mit der ÖBB in dieser Vertragsfassung nicht einzugehen. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters einstimmig zu. 

 

10. Beauftragung Bebauungsregeln für die Gemeinde 

Der Amtsleiter informiert: 

Um die weitere Entwicklung der Gemeinde Radfeld in Bezug auf Bau und Infrastruktur für Bauwerbende 

transparenter zu gestalten, empfiehlt es sich, allgemeingültige Bebauungsregeln zu erstellen. Anhand 

dieser Regeln kann bis zur Gültigkeit des neuen Raumordnungskonzeptes (ÖROK) über Bauprojekte 

entschieden werden. Die Gültigkeit von Bebauungsregeln ist immer für große Gemeindegebiete gedacht. 

  

Die Erstellung des ÖROK sollte in Kombination mit einem Verkehrskonzept, welches für die gesamte 

Gemeinde zu erstellen ist, erfolgen. So kann Schritt für Schritt ein für die gesamte Gemeinde 

zukunftsweisendes ÖROK gelingen. 
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Der Bürgermeister schlägt vor, zusammen mit der Gemeindeverwaltung mit dem Raumplaner geeignete 

Vorschläge für Bebauungsregeln zu erarbeiten. Weiters wird in diesem Zusammenhang ein geeigneter 

Partner für die Erstellung eines Verkehrskonzeptes gesucht.  

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters mit 14 zu 1 Stimme zu. 

 

11. Verlassenschaft Gst. 510 EZl. 511; Dorfstraße 53a 

Der Bürgermeister informiert: 

Das Grundstück 510, EZl. 511, Dorfstraße 53a, steht nun offiziell durch die Immobilienservice Kufstein 

InnReal zum Verkauf. Es ist in einem Bestbieterverfahren ab € 595.000,00 (ohne Nebenkosten) am Markt 

erhältlich. 

Das Angebot beinhaltet das Haus Baujahr 1960 mit 155 m2 Wohnfläche inkl. dem Grundstück von 984 m2. 

Für diesen Bereich der Gemeinde wird auf Grund der zentralen Lager in der Gemeinde ein Bebauungsplan 

erstellt werden. 

Um am Bieterverfahren (voraussichtlich zwei Runden) teilzunehmen, muss die Gemeinde zumindest ein 

offizielles Kaufangebot abgeben. Das Vorhaben wurde im Bauausschuss am 16.09.2025 besprochen, und 

es wird eine Teilnahme am Bieterverfahren empfohlen. 

 

Der Bürgermeister stellt die Teilnahme am Bieterverfahren durch die Gemeinde zur Abstimmung. 

 

Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Teilnahme am Bieterverfahren. 

 

12. Zukünftige Verwendung der Telefonzelle 

Der Amtsleiter informiert: 

Die A1 hat die Gemeinde Radfeld informiert, dass sie mit November die Telefonzelle beim Gemeindeamt 

deaktivieren wird. Aus dieser Ankündigung heraus ergeben sich für die Gemeinde zwei Optionen:  

 

a) Rückbau durch A1 (Entfernung des Fundaments und anschließend Pflasterung)  

 

b) Übernahme durch die Gemeinde mit alternativer Verwendung 

 

Der Bürgermeister schlägt vor, den Rückbau der Telefonzelle bei A1 anzufordern. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters mit 14 zu 1 Stimme zu. 

 

13. Beschlussfassung betreffend Leerstandsabgabe 

Der Amtsleiter informiert: 

Im Juli hat die Firma Kufgem ein Programm entwickelt, mit dem alle Wohnungs- und Hausmeldedaten mit 

den Meldezeithorizonten zusammengespielt werden können. 

Damit wurden die Leerstände in der Gemeinde Radfeld für den Zeitraum 2024 evaluiert. Es ergaben sich 

daraus 11 leerstehende Wohnmöglichkeiten. Diese Zahl beinhaltet noch die Unschärfe einer 

ungemeldeten Wohnungsnutzung (z.B.: Nutzung eines Raumes zum Lernen oder Spielen für Kinder des 

eigenen Haushaltes bis hin zu bereits abgerissenen Wohneinheiten). 

Es obliegt der Gemeinde Radfeld zu beschließen, ob eine Leerstandabgabe seitens der Eigentümer zu 

entrichten ist. 

Der Bürgermeister schlägt vor, eine Leerstandabgabe vorerst auszusetzen und die Zahl der Leerstände 

jährlich im 4. Quartal zu prüfen und dem Gemeinderat zur Entscheidung vorzulegen. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Bürgermeisters einstimmig zu. 
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14. Erschließungsstraße Ringschluss 2086/12 

Der Vizebürgermeister informiert: 

 

Es liegt eine Anfrage zur Bebauung des Grundstückes 2086/11 vor. Bevor dieses Vorhaben genehmigt 

werden kann, muss zwingend das Thema der Wegerschließung für alle nachfolgenden Grundstücke 

(2086/5 bis 10) geklärt sein.  

Seitens des Landes/Abt. Bau- und Raumordnungsrecht wurde dazu folgende Stellungnahme abgegeben: 

Es kann einer Bebauung unter Erfüllung der nachfolgenden Punkte zugestimmt werden: 

- Vorliegen eines konkreten Bedarfsnachweises 

- Zwingende vertragliche Fixierung der Bebauungsfrist 

- Abklärung von Lärm- und Geruchsbelastung seitens der Hofstelle (nordwestlich) 

- ÖROK entsprechende Erläuterung in welcher Weise die erforderliche Ringerschließung des 

Siedlungsentwicklungsbereiches W02/z2/B!D2 sichergestellt wird 

- Vertragliche Fixierung der Bereitschaft der Grundeigentümer zur baulichen Inwertsetzung 

innerhalb des aktuellen ÖROK-Planungszeitraums 

- Sicherstellung der Umsetzung der erforderlichen Baudichte bzw. Bebauungstypologie 

- Erlassung eines Bebauungsplans mit Einhaltung des gültigen ÖROK 

 

Auf Basis dieser Stellungnahme ergeben sich 2 wesentliche Möglichkeiten, die Gründe 2086/5 bis 11 zu 

erschließen: 

 

a) Öffentliche Straße (6 m breit): 

1. Die Straße 2086/12 geht im ersten Schritt nur bis zu 2086/11. 

2. Ab dem Zeitpunkt, an dem eine der nachfolgenden Parzellen 2086/5 bis 10 gewidmet 

wird, muss die Straße unter folgender Auflage ringgeschlossen werden: Jeder 

angrenzende Grundeigentümer hat die Verpflichtung sich anteilig an den 

Erschließungs- und Straßenbaukosten zu beteiligen. Dies muss vor finaler Widmung 

von Punkt a) vertraglich vereinbart werden. 

3. Die Gemeinde beteiligt sich an den Kosten im ortsüblichen Ausmaß.  

 

b) Privatstraße (mindestens 4,5 m breit):  

1. Die Privatstraße 2086/12 geht im ersten Schritt nur bis zu 2086/11  

i. Wasser- und Kanalanschluss wird privat beauftragt und wird nur bis zur 

2086/11 verlegt (Dimension und Güte der Bauteile/ Rohre nach 

Gemeindevorgabe und Standard. Begleitung der Verlegearbeiten durch 

Gemeinde). 

ii. Die Gemeinde beteiligt sich an den Kanal- und 

Wasserleitungsverlegungskosten für 2086/11 im ortsüblichen Ausmaß für 

Privatstraßen. 

iii. Schneeräumung seitens der Gemeinde nicht möglich. 

iv. Übergabe Müllabfuhr an der nächstgelegenen öffentlichen Straße.  

 

2. Ab dem Zeitpunkt, an dem eine der nachfolgenden Parzellen 2086/5 bis 10 gewidmet 

wird, muss die gesamte Privatstraße unter folgender Auflage ringgeschlossen 

werden:  

i. Durchgängiges Kanal- und Wasserleitungssystem auf Gemeindestandard 

(Dimension und Güte der Bauteile/ Rohre nach Gemeindevorgabe und 

Standard. Begleitung der Verlegearbeiten durch Gemeinde). 

ii. Alle Hauptleitungen (Wasser, Kanal, Strom) sind östlich des Privatweges zu 

verlegen. 
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iii. Die Gemeinde beteiligt sich an den Kanal- und 

Wasserleitungsverlegungskosten bei Erschließung von 2086/5 bis 10 im 

ortsüblichen Ausmaß für Privatstraßen. 

iv. Schneeräumung des Weges durch Eigentümer. 

v. Müllabfuhr sofern fahrtechnisch möglich (Hecken, Straßenbeschaffenheit) 

durch Gemeinde. 

vi. Bei Umwidmung von 2086/1 ist das Grundstück 2086/12 zur Gänze an die 

Gemeinde zu übergeben. Sämtliche Kosten, die auf Grund des Ausbaues zur 

Gemeindestraße entstehen, sind von allen angrenzenden Grundeigentümern 

zu tragen. 

 

Der Bürgermeister erklärt sich auf Grund der direkten und indirekten Nachbarschaft wie auch bestimmter 

Aussagen im Bauausschuss als befangen.   

Gemeinderat Friedrich Huber erklärt sich ebenfalls als befangen.  

Für die Abstimmung verlässt Bürgermeister J. Auer den Sitzungsraum, an seiner Stelle nimmt EGRin 

Johanna Lutterotti an der Abstimmung teil.  

 

Der Vizebürgermeister empfiehlt das Grundstück 2086/12 als Privatweg entsprechend der in  

Punkt 14 b) 1. und 2. angeführten Kriterien zu genehmigen. 

 

Der Gemeinderat stimmt dem Vorschlag des Vizebürgermeisters mit 14 zu 1 Stimme (1 Enthaltung) zu. 

 

15. Personalangelegenheiten 

Der Bürgermeister informiert: 

• Frau Nadine Karg wird ab 01. 10.2025 wieder als Lohnverrechnerin für die Gemeinde Radfeld tätig 

sein. 

• Frau Daniela Hochstaffl aus Radfeld wurde ab 01.09.2025 als Reinigungs- und Hausmeisterkraft 

eingestellt. 

 

Der Gemeinderat stimmt der Einstellung der Vorgenannten laut Vorschlag des Bürgermeisters 

einstimmig zu. 

 

16. Mietzins- und Annuitätenbeihilfeansuchen 

Unter Ausschluss der Öffentlichkeit wird ein Mietzinsbeihilfeantrag vom Gemeinderat behandelt und 

einstimmig beschlossen. 

 

17. Anträge, Anfragen, Allfälliges 

Der Bürgermeister informiert: 

a) Auflösung Pachtvertrag Parkplatz (Hödlmayr) mit Familie Haberl  

Die Familie Haberl hat die Gemeindeführung informiert (E-Mail am 30.08.2025), dass sie mit Ende 

September 2025 die Verpachtung des Parkplatzes gegenüber der Feuerwehr aufkündigt. 

Es gibt aber noch eine interne Beratung seitens der Familie Haberl bezüglich einer Verlängerung 

auf absehbare Zeit.  

 

b) Am 21.09.2025 findet die Segnung des neuen Einsatzfahrzeuges der Feuerwehr am Lindenbühel 

mit anschließendem Frühschoppen statt. Der Bürgermeister lädt alle Gemeinderäte ein, daran teil 

zu nehmen. 
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c) Mittagsbetreuung der Schulkinder:  

Auf Grund der Neubau- und Sanierungstätigkeiten kann die Mittagsbetreuung in der Volksschule 

nicht mehr ungehindert stattfinden. Weiters wurden überraschenderweise viele Kinder der 1. 

Klasse für die Betreuung angemeldet. Somit wird das Mittagessen ab Mittwoch, den 24.09.2025 

für die Dauer der Bautätigkeit im Haus der Gemeinschaft stattfinden. Alle Teilnehmer der Sitzung 

befürworten diese Vorgehensweise. 

 

Um 22:30 Uhr beendet der Bürgermeister nach Erschöpfung der Tagesordnung die Sitzung. 

 

 

g. g. g. : 

 

 

 

 

……………………………….      ……………………………... 

Mag. Josef Auer e.h.      DI Alexander Kaiser e.h. 

(Bürgermeister)       (Schriftführer) 

 

 

 

 

…………………………      ……………………………... 

Andreas Klingler, MSc. e.h.     Anton Wiener e.h. 
(Gemeinderat)       (Gemeinderat) 


